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Vermehrt Umsatzsteuer-Voranmeldungen angefordert 

Aus Sicht des DStV wird durch die Anpassung des Abschn. 18.2 Abs. 2 Satz 3 UStAE 
das gesetzlich vorgesehene Ermessen der Finanzbehörden, auf die unterjährige 
Abgabe von Voranmeldungen zu verzichten (§ 18 Abs. 2 Satz 3 UStG), in den 
beschriebenen Fällen unangemessen ausgehebelt. 
 

Der DStV regt daher dringend an, die Ergänzung des Abschn. 18.2 Abs. 2 Satz 3 UStAE 
zurückzunehmen. Es entstünde insbesondere kein Minderaufkommen auf Seiten des 
Fiskus. Vielmehr würden meldepflichtige Sachverhalte - wie bisher - im Rahmen der 
Umsatzsteuerjahreserklärung gemeldet. Diese etablierte und bürokratiearme Möglichkeit 
sollte im Interesse aller Beteiligten beibehalten werden. 
 

(DStV, Mitteilung vom 07.03.2019) 

 


